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Regionaler Flächennutzungsplan 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
Öffentliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegungen einer Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplanes der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, Essen, 
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen  
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Essen.  
 
Der Rat der Stadt Herne  hat am 15.03.2016 beschlossen:  
1. die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbezügliche Stellungnahmen der 
Verwaltung) zur Kenntnis zu nehmen und 
2. auf der Grundlage des Planentwurfs die öffentliche Auslegung und Beteiligung der öffentlichen 
Stellen und sonstigen Träger öffentlicher Belange für das folgende Änderungsverfahren zum RFNP 
durchzuführen: 
21 E Hammer Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung)  
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der 
öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
jeweils i.V.m. § 13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) sowie § 10 
Raumordnungsgesetz (ROG).  
Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
können innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen zum ausliegenden Änderungsentwurf 
abgeben. 
 
Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist 
im Rahmen des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 9 ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB eine 
Umweltprüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 
Neben dem Planentwurf mit beigefügter Begründung enthält insbesondere der Umweltbericht nach 
Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB umweltbezogene Informationen zu den Umweltschutzgütern i.S. 
des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: 
- Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft 
- Boden 
- Wasser 
- Luft 
- Klima 
- Mensch, Gesundheit, Bevölkerung 
- Kultur- und Sachgüter 
 
 
Darüber hinaus sind die folgenden Dokumente verfügbar, die umweltbezogene Informationen 
enthalten: 
 
 
Art der vorhandenen 
Information 

 
Urheber 

 
Thematischer Bezug  

 
eine Stellungnahme von 
Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher 
Belange 

 
Bezirksregierung 
Arnsberg 
 

 
Hinweis zu bergbaulichen Verhältnissen: Lage 
über Steinkohle-Bergwerksfeld "Kaiserin Augusta" 
und dem Feld der Erlaubnis zu gewerblichen 
Zwecken "Ruhr (Recht zur Aufsuchung des 
Bodenschatzes "Kohlenwasserstoff") 
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zwei Fachgutachten 

 
Umweltbüro 
Essen, Bolle und 
Partner GbR; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
AiR Ingenieurbüro 
GmbH 

 
Landschaftspflegerischer Fachbeitrag mit 
integrierter Artenschutzprüfung: 
Verkleinerung LSG um 3,4 ha. Gegenüber 
Realzustand und bez. auf Schutzzweck keine 
erheblichen Verschlechterungen; keine 
Auswirkung auf geschützten Biotop. 
Nach artenschutzrechtlicher Vorprüfung (Stufe 1) 
keine Hinweise auf Vorkommen 
verfahrenskritischer Arten im Plangebiet und 
seiner Umgebung. 
 
Lärmschutzgutachten: Unterschreitung der gem. 
TA Lärm an der umliegenden Wohnbebauung 
angenommenen Immissionsrichtwerte in der 
Tages- und Nachtzeit (Betrieb der Anlage und 
zugeordneten Kfz-Verkehr außerhalb). 

 
 
 
Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Begründung, Umweltbericht, Abwägungssynopse) 
sowie die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  
vom 25.04. bis 25.05.2016 (einschließlich)  
in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. 
In der Stadt Herne  können sie an den behördlichen Arbeitstagen von 8 bis 17 Uhr im Foyer des 
Rathauses Wanne, Rathausstraße 6, 44649 Herne, eingesehen werden. 
Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind 
den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
(http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei 
der Geschäftsstelle Regionaler Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: (0201) 88 61-210/-212) zu 
erfragen. Auskunft zum Änderungsverfahren erteilt in der Stadt Herne Herr Rogge (02323/163015). 
Alle Planunterlagen sowie die Beschlussvorlage können auch auf den Internetseiten der Städteregion 
Ruhr eingesehen werden. 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht können 
während der Auslegungsfrist bis zum 25.05.2016 (einschließlich) schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle Regionaler 
Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, im Fachbereich Umwelt und 
Stadtplanung der Stadt Herne (Rathausstraße 6, 44649 Herne) oder bei einer der anderen 
Planungsstädte abgegeben werden. 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig 
abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben 
mehr als 50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die 
Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis bei der Stadt 
Herne während der Dienststunden ermöglicht wird.  
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für die 
öffentlichen Sitzungen des Rates, der Ausschüsse und der Bezirksvertretung  nicht aufgeführt, d. h. 
es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. Die personenbezogenen 
Daten werden nur für Zwecke weiter verarbeitet, für die sie erhoben bzw. erstmals gespeichert 
worden sind (§ 13 Abs.1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag gegen die RFNP-Änderung 21 E 
(Hammer Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung) (gem. § 47 Abs. 2a 
Verwaltungsgerichtsordnung VwGO) unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person nur 
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Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öffentlichen Auslegung (nach § 3 Abs. 2 
BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Herne, den 21. März.2016 
Der Oberbürgermeister: In Vertretung Friedrichs 
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